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Referentenentwurf der „Verordnung zur Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und anderer 

straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften (eKFV)“ 

Sehr geehrter , 

die Technischen Prüfstellen und Technischen Dienste der TÜV-Unternehmen begrüßen die Novellierung der 

o.g. Verordnung. Mit dem vorliegenden Referentenentwurf erfüllt die Bundesregierung die Zielstellung des 

Paragraphen 15 Absatz 4 der eKFV, die Verordnung hinsichtlich ihrer Wirksamkeit, Zielsetzung und 

Verkehrssicherheit auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse weiterzuentwickeln. 

Der Entwurf setzt wichtige Impulse für die Erhöhung der Sicherheit und die Förderung der Mikromobilität in 

Deutschland. Insbesondere die Anpassungen an die technischen Anforderungen der Kfz nach dieser 

Verordnung, wie die Einführung von Fahrtrichtungsanzeigern, voneinander unabhängige Vorderrad- und 

Hinter-radbremsen, die Verschärfung der Batterieprüfungen und die fahrdynamischen Prüfungen im Rahmen 

der Erlangung einer Allgemeinen Betriebserlaubnis, sind essenziell, um die Betriebssicherheit dieser Kfz noch 

weiter zu verbessern. 

Darüber hinaus sind verhaltensrechtliche Regelungen, die in der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) kodifiziert 

werden, der richtige Weg, um ein sicheres und geregeltes Miteinander aller Verkehrsteilnehmer zu fördern.  

Wir übermitteln im Rahmen der Verbändeanhörung in der Anlage unsere konkreten Empfehlungen und 

Vorschläge zur Weiterentwicklung der eKFV im laufenden Gesetzgebungsprozess.  

 

Mit freundlichem Gruß 

TÜV Verband e.V. 

Mitglied der Geschäftsleitung 

 

mailto:Ref-StV24@bmdv.bund.de
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag &
Begründung des TÜV-Verbands

Verordnung über die Teilnahme
von Elektrokleinstfahrzeugen

am Straßenverkehr

Verordnung über die Teilnahme
von Elektrokleinstfahrzeugen

am Straßenverkehr

(Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung - eKFV)

vom: 06.06.2019 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 9 V v. 20.7.2023 I

Nr. 199
Änderung durch Art. 3 V v.

10.6.2024 I Nr. 191

(Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung - eKFV)

vom: 06.06.2019 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 9 V v. 20.7.2023 I

Nr. 199
Änderung durch Art. 3 V v.

10.6.2024 I Nr. 191

§ 1 § 1

Anwendungsbereich Anwendungsbereich

(1) Elektrokleinstfahrzeuge im Sinne
dieser Verordnung sind Kraftfahrzeuge mit
elektrischem Antrieb und einer bauartbe-
dingten Höchstgeschwindigkeit von nicht
weniger als 6 km/h und nicht mehr als 20
km/h, die folgende Merkmale aufweisen:

(1) Elektrokleinstfahrzeuge im Sinne
dieser Verordnung sind Kraftfahrzeuge mit
elektrischem Antrieb und einer bauartbe-
dingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als
6 km/h und nicht mehr als 20 km/h, die
folgende Merkmale aufweisen:
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Bestandsrecht
Referentenentwurf Änderungsvorschlag & Begründung des

TÜV-Verbands

1. Fahrzeug ohne Sitz oder selbstbalan-
cierendes Fahrzeug mit oder ohne
Sitz,

1. unverändert

2. eine Lenk- oder Haltestange von min-
destens 500 mm für Kraftfahrzeuge mit
Sitz und von mindestens 700 mm für
Kraftfahrzeuge ohne Sitz,

2. eine Lenk- oder Haltestange mit einer
Länge von mindestens 500 mm für
Kraftfahrzeuge mit Sitz und von min-
destens 700 mm für Kraftfahrzeuge ohne
Sitz,

3. eine Nenndauerleistung von nicht mehr
als 500 Watt, oder von nicht mehr als
1400 Watt, wenn mindestens 60 Pro-zent
der Leistung zur Selbstbalancie-rung
verwendet werden. Die Nenndau-
erleistung ist nach dem Verfahren ge-mäß
DIN EN 15194:2018-112 oder den
Anforderungen der Regelung Nr. 85 der
Wirtschaftskommission der Verein-ten
Nationen für Europa (UNECE) –
Einheitliche Bedingungen für die Ge-
nehmigung von Verbrennungsmotoren
oder elektrischen Antriebssystemen für
den Antrieb von Kraftfahrzeugen der
Klassen M und N hinsichtlich der Mes-
sung der Nutzleistung und der höchs-ten
30-Minuten-Leistung elektrischer
Antriebssysteme (ABl. L 323 vom
7.11.2014, S. 52) zu bestimmen,

3. unverändert
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4. eine Gesamtbreite von nicht mehr als 700
mm, eine Gesamthöhe von nicht mehr als
1400 mm und eine Gesamt-länge von
nicht mehr als 2000 mm und

4. unverändert

5. eine maximale Fahrzeugmasse ohne
Fahrer von nicht mehr als 55 kg.

5. unverändert

(2) Ein Elektrokleinstfahrzeug ist
selbstbalancierend, wenn es mit einer inte-
grierten elektronischen Balance-, Antriebs-,
Lenk- und Verzögerungstechnik ausgestat-tet
ist, durch die es eigenständig in Balance
gehalten wird.

(2) unverändert

(3) Elektrokleinstfahrzeuge im Sinne
der Absätze 1 und 2 dürfen nur nach Maß-
gabe der folgenden Vorschriften auf öffent-
lichen Straßen verwendet werden.

(3) unverändert

§ 2 § 2

Anforderungen an das Inbetriebsetzen Anforderungen an das Inbetriebsetzen

(1) Ein Elektrokleinstfahrzeug darf auf
öffentlichen Straßen nur in Betrieb gesetzt
werden, wenn

(1) unverändert

2 Die Norm „DIN EN 15194 Fahrräder – Elektromotorisch unterstützte Räder – EPAC; Deutsche Fassung EN 15194:2017“ ist beim Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen.
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- 3
- Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag &

Begründung des TÜV-Verbands

1. es einem Typ entspricht, für den eine
Allgemeine Betriebserlaubnis erteilt worden
ist, oder für das Fahrzeug eine
Einzelbetriebserlaubnis erteilt worden ist,

1
.

unverändert

2. es eine gültige Versicherungsplakette für
Elektrokleinstfahrzeuge nach § 56 der
Fahrzeug-Zulassungsverordnung führt,

2. unverändert

3. es entsprechend § 59 Absatz 1 Satz 1,
Absatz 1a erster Halbsatz, Absatz 1b
oder 2 der Straßenverkehrs-Zulas- sungs-
Ordnung mit einer Fahrzeug-
Identifizierungsnummer sowie einem
Fabrikschild mit folgenden Maßgaben
gekennzeichnet ist:

3
.

es entsprechend der Anlage 1 die-ser
Verordnung mit einer Fahrzeug-
Identifizierungsnummer sowie ei-nem
Fabrikschild gekennzeichnet ist und

a) als Fahrzeugtyp muss auf dem
Fabrikschild „Elektrokleinstfahr-zeug“
angegeben sein,

a) unverändert Nach Auffassung des TÜV-Verbandes sollten
die in der Anlage 1 vorgeschlagenen
Anpassungen zur FIN umgesetzt werden. Bei
entsprechender Regelung in der Anlage 1
sollten dann die Ziffern 3a und 3b zu § 2
gestrichen werden.
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b) anstelle der in § 59 Absatz 1 Satz
1 Nummer 5 und 6 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung ge-
nannten Angaben muss auf dem
Fabrikschild die bauartbedingte
Höchstgeschwindigkeit und die
Genehmigungsnummer der Allge-
meinen Betriebserlaubnis oder der
Einzelbetriebserlaubnis für das
Fahrzeug angegeben sein, und

b) unverändert Nach Auffassung des TÜV-Verbandes sollten
die in der Anlage 1 vorgeschlagenen
Anpassungen zur FIN umgesetzt werden. Bei
entsprechender Regelung in der Anlage 1
sollten dann die Ziffern 3a und 3b zu § 2
gestrichen werden.

4. es 4
.

unverändert

a) den Anforderungen an die Verzö-
gerungseinrichtung nach § 4,

a) unverändert

b) den Anforderungen an die licht-
technischen Einrichtungen nach § 5
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3,

b) den Anforderungen an die licht-
technischen Einrichtungen nach § 5
Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 und
Absatz 4 Satz 1,

c) den Anforderungen an die Einrich-
tung für Schallzeichen nach § 6 Satz 1
sowie

c) unverändert

d) den sonstigen Sicherheitsanforde-
rungen nach § 7

d) unverändert

entspricht. u n ve rä n d e rt
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag &
Begründung des TÜV-Verbands

Die Datenbestätigung nach § 20 Absatz 3a
Satz 1 bis 3 der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung oder die Bescheinigung über
die Einzelbetriebserlaubnis muss für eine
Inbetriebnahme aufbewahrt und zu-ständigen
Personen auf Verlangen zur Prü-fung
ausgehändigt werden.

unverändert

(2) Für Elektrokleinstfahrzeuge richtet
sich die Erteilung

(2) unverändert

1. einer Allgemeinen Betriebserlaubnis nach
den Anforderungen des § 20 der
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung,

1. unverändert

2. einer Einzelbetriebserlaubnis nach den
Anforderungen des § 21 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung.

2. unverändert

Die in Satz 1 bezeichneten Erlaubnisse
werden erteilt, wenn das Fahrzeug die An-
forderungen des § 1 Absatz 1 und der §§ 4
bis 7 erfüllt.

unverändert
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3) Für die Wirksamkeit der Allgemei- nen
Betriebserlaubnis oder der Einzelbe-
triebserlaubnis gilt § 19 Absatz 2 und 3 der
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Ist die
Betriebserlaubnis nach § 19 Absatz 2 Satz 2
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
erloschen, so darf das Elektro-kleinstfahrzeug
nicht auf öffentlichen Stra-ßen in Betrieb
gesetzt werden.

(3) unverändert

(4) Der Halter darf die Inbetriebnahme
eines Elektrokleinstfahrzeugs auf öffentli-chen
Straßen nicht anordnen oder zulas-sen, wenn
das Elektrokleinstfahrzeug die
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht er-füllt
oder die Betriebserlaubnis nach Absatz 3
Satz 2 in Verbindung mit § 19 Absatz 2 Satz 2
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
erloschen ist.

(4) unverändert

Kommentar:
In der vom BMDV zur Verfügung gestellten Synopse fehlt an dieser Stelle §3. Entsprechend des Referentenentwurfs bleibt
dieser aber unverändert.
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Bestandsrecht Referentenentwurf
Änderungsvorschlag &

Begründung des TÜV-Verbands

§ 4 § 4

Anforderungen an die Verzögerungsein-
richtung

Anforderungen an die Verzögerungsein-
richtung

(1) Ein Elektrokleinstfahrzeug muss
mit zwei voneinander unabhängigen Brem-
sen im Sinne des § 65 Absatz 1 Satz 1 der
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung aus-
gerüstet sein, die

(1) unverändert

1. das Fahrzeug bis zum Stillstand
ab- bremsen können,

1. unverändert

2. bis zur Maximalgeschwindigkeit
wir- ken,

2. unverändert

3. mindestens einen Verzögerungswert
von 3,5 m/s2 erreichen und

3. unverändert

4. jeweils einzeln bei Ausfall der jeweils
anderen Bremse eine Mindestverzöge-
rung von 44 Prozent der Bremswirkung
nach Nummer 3 erreichen, ohne dass
das Kraftfahrzeug seine Spur verlässt.

4. unverändert
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(2) Ein drei- oder vierrädriges Elektro-
kleinstfahrzeug muss mit einer fest ange-
brachten Einrichtung ausgerüstet sein, die
das Elektrokleinstfahrzeug festzustellen
vermag.

(2) Ein drei- oder mehrrädriges
Elektrokleinstfahrzeug muss mit einer
fest angebrachten Einrichtung ausge-
rüstet sein, die das Elektrokleinstfahr-
zeug festzustellen vermag und den An-
forderungen der DIN EN 17128:2021-013)
Kapitel 15.4.2.6 entspricht.

(3) Zwei- oder mehrachsige Fahr-
zeuge müssen mit einer voneinander
unabhängigen Vorderrad- und Hinter-
radbremse ausgestattet sein.

Diese Änderung wird vom TÜV Verband
begrüßt. Gegebenenfalls sollte eine
Klarstellung erfolgen, ob z.B. gemeinsame
Betätigungs- oder
Übertragungseinrichtungen zulässig sind.

3 Die Norm „DIN EN 17128:2021-01 Nicht-typzugelassene leicht motorisierte Fahrzeuge für den Transport von Personen und Gütern und damit verbundene Einrichtungen -
Persönliche leichte Elektrofahrzeuge (PLEV) - Anforderungen und Prüfverfahren; Deutsche Fassung EN 17128:2020“ ist beim Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen.
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag & Begründung des
TÜV-Verbands

§ 5 § 5

Anforderungen an die lichttechnischen
Einrichtungen

Anforderungen an die lichttechnischen
Einrichtungen

1) Ein Elektrokleinstfahrzeug muss mit
lichttechnischen Einrichtungen ausgerüstet

sein, die den Anforderungen des § 67 Absatz
1 Satz 3 und 5, Absatz 2 Satz 2 bis 7, Absatz
3, Absatz 4 Satz 1 und 4, Ab- satz 6 Satz 3
der Straßenverkehrs-Zulas- sungs-Ordnung

entsprechen und in einer amtlich
genehmigten Bauart gemäß § 22a Absatz 1

Nummer 22 der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung ausgeführt sind, so-
weit in den nachfolgenden Bestimmungen
nichts Abweichendes geregelt ist. Die licht-
technischen Einrichtungen dürfen abnehm-
bar sein. Als lichttechnische Einrichtungen

gelten auch Leuchtstoffe und rückstrah- lende
Mittel. Schlussleuchte und Rück- strahler

dürfen in einem Gerät verbaut sein.
Schlussleuchten dürfen zusätzlich mit einer
Bremslichtfunktion für rotes Licht mit einer
Lichtstärke und Lichtverteilung der Brems-

lichtfunktion entsprechend der Regelung Nr.
50 der Wirtschaftskommission der Vereinten

Nationen für Europa (UNECE) – Ein- heitliche
Bedingungen für die Genehmi- gung von
Begrenzungsleuchten, Schluss- leuchten,
Bremsleuchten, Fahrtrichtungs- anzeigern

und Beleuchtungseinrichtungen für das

(1) An einem Elektrokleinstfahrzeug
dürfen nur die vorgeschriebenen und die
für zulässig erklärten lichttech-nischen
Einrichtungen angebracht und verwendet
werden, die den Anforderun-gen des § 67
Absatz 1 Satz 3 und 5, Ab-satz 2 Satz 2 bis 7,
Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und 4, Absatz 6
Satz 3 der Straßen-verkehrs-Zulassungs-
Ordnung entsprechen und in einer amtlich
genehmigten Bauart gemäß § 22a Absatz 1
Nummer 22 der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung aus-geführt sind, soweit
in den nachfolgenden Bestimmungen nichts
Abweichendes gere-gelt ist. Als
lichttechnische Einrichtungen gelten auch
Leuchtstoffe und rückstrah-lende Mittel sowie
außenwirksame Anla-gen zur variablen
oder dynamischen op-tischen Anzeige,
wenn diese selbst leuchten oder von
hinten beleuchtet sind. Schlussleuchte und
Rückstrahler dür-fen in einem Gerät verbaut
sein. Schluss-leuchten dürfen zusätzlich mit
einer Brems-lichtfunktion für rotes Licht mit
einer Licht-stärke und Lichtverteilung der
Bremslicht-funktion entsprechend der
Regelung Nr. 50 der Wirtschaftskommission
der Vereinten Nationen für Europa (UNECE)

Der TÜV-Verband empfiehlt den Entfall
abnehmbarer Leuchten, da diese den
Zwecken des Sports bzw. des Rennfahrens
zugeordnet sind. Diese Zwecke treffen bei
Kfz dieser Verordnung unseres Erachtens
nicht zu.

Insofern empfehlen wir die Streichung des §
67 (2) Satz 4 in Paragraph 5 der
vorliegenden Verordnung.

(1) An einem Elektrokleinstfahrzeug
dürfen nur die vorgeschriebenen
und die für zulässig erklärten
lichttechnischen Einrichtungen
angebracht und verwendet werden,
die den Anforderungen des § 67
Absatz 1 Satz 3 und 5, Absatz 2 Satz
2 und 3 sowie 5 bis 7, Absatz 3,
Absatz 4 Satz 1 und 4, Absatz 6 Satz
3 der Straßen-verkehrs-Zulassungs-
Ordnung entsprechen und in einer
amtlich genehmigten Bauart
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und Beleuchtungseinrichtungen für das
hintere Kennzeichenschild für Fahrzeuge
der Klasse L (ABl. L 97 vom 29.3.2014, S.
1) ausgerüstet sein.

(2) unverändert

Zum Vergleich:

§67 (2) Satz 4 StVZO:
Scheinwerfer, Leuchten und deren
Energiequelle dürfen abnehmbar sein,
müssen jedoch während der Dämmerung,
bei Dunkelheit oder wenn die
Sichtverhältnisse es sonst erfordern,
angebracht werden.

(2) Die Versorgung der
Beleuchtungsanlage kann über eine
Kopplung an den Energiespeicher für den
Antrieb erfolgen.

(2) Die Versorgung der Beleuchtungs-
anlage kann über eine Kopplung an den
Energiespeicher für den Antrieb erfolgen.

Entsprechend der Begründung zu § 5 (1) der
vorliegenden Verordnung empfehlen wir die
Streichung des Absatz 2.
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag & Begründung des
TÜV-Verbands

(3) Die seitliche Kennzeichnung hat mit
gelben Rückstrahlern nach beiden Sei-ten
wirkend gemäß Nummer 18 der Tech-
nischen Anforderungen an Fahrzeugteile
bei der Bauartprüfung nach § 22a StVZO
vom 5. Juli 1973 (VkBl. S. 558), die zuletzt
durch die Bekanntmachung vom 23. Feb-
ruar 1994 (VkBl. S. 233) geändert worden
ist, oder mit ringförmig zusammenhängen-
den retroreflektierenden weißen Streifen an
den Reifen oder Felgen des Vorderrades
und des Hinterrades zu erfolgen. Bei ein-
achsigen Elektrokleinstfahrzeugen reicht
die Kennzeichnung der außenliegenden
Räder. Zusätzliche nach der Seite wir-
kende bauartgenehmigte gelbe rückstrah-
lende Mittel sind zulässig.

(3) unverändert

(4) Bei E!ektrokleinstfahrzeugen ist
die Ausrüstung mit nach vorne und nach
hinten wirkenden Fahrtrichtungsanzeigern
entsprechend § 67 Absatz 5 Satz 6 der
Straßenverkehrs-Zu!assungs-Ordnung zu-
!ässig. Zusätzlich

(4) Bei einspurigen Elektrokleinst-
fahrzeugen ist die Ausrüstung mit nach
vorne und nach hinten wirkenden
Fahrtrichtungsanzeigern entsprechend §
67 Absatz 5 Satz 6 der Straßenverkehrs-
Zu-lassungs-Ordnung vorgeschrieben,
bei mehrspurigen
Elektrokleinstfahrzeugen ist diese
zulässig. Zusätzlich

Die Veränderung wird durch den TÜV-
Verband ausdrücklich begrüßt
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1. dürfen auch die hinteren Fahrtrich-
tungsanzeiger mit der Lenkung mit-
schwenken,

1. unverändert

2. darf der Abstand vom hintersten Punkt
des Fahrzeugs zu den Fahrtrichtungs-
anzeigern mehr als 300 mm betragen,

2. unverändert

3. darf die maximale Anbauhöhe der vor-
deren und hinteren Fahrtrichtungsan-
zeiger 1400 mm betragen,

3. unverändert

4. darf bei den hinteren Fahrtrichtungsan-
zeigern die minimale Anbauhöhe 150
mm betragen, wenn der Vertikalwinkel
der geometrischen Sichtbarkeit min-
destens 25 Grad über der Horizontalen
beträgt.

4. unverändert

5. Dürfen auch 2 zusätzliche hintere
Fahrtrichtungsanzeiger montiert
werden, falls
Fahrtrichtungsanzeiger an
Lenkerenden montiert sind.
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag & Begründung des
TÜV-Verbands

6. Die Wirksamkeit der Fahrtrichtungs-
anzeiger muss dem Elektrokleinst-
fahrzeug Führenden optisch und
akustisch sinnfällig angezeigt wer-
den.

 6. Die Wirksamkeit der
Fahrtrichtungs-
anzeiger muss dem Elektrokleinst-
fahrzeug Führenden optisch und
zusätzlich optional akustisch
sinnfällig angezeigt werden.

Begründung:
Die VO (EU) Nr. 3/2014 Anhang IX bzw. die
UN Regelung Nr. 74  fordern für L1e-
Fahrzeuge keine verbindliche, sondern nur
eine optionale akustische Einrichtung.
Erklärung: Wenn bei Nacht ein Kfz nach
dieser Verordnung an einer roten Ampel
steht, wäre das Signal für Anwohnende
störend.

7. Im Falle eines Fahrtrichtungsanzei-
gers im Lenkerende, muss mit ange-
messenen Maßnahmen das Verde-
cken mit der Hand verhindert wer-
den.

Im Falle eines Fahrtrichtungsanzeigers
im Lenkerende, muss mit angemessenen
Maßnahmen das Verdecken mit der Hand
verhindert werden. Die Griffbreite muss
entsprechend gewährleisten, dass eine
Bedienung ohne Einschränkung der
Fahrtrichtungsanzeiger möglich ist.
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(5) Äußere Zustandsanzeiger dür-
fen eine senkrecht gemessene Licht-
stärke von 0,1 Candela und eine sicht-
bar leuchtende Fläche von 6 cm2 nicht
überschreiten. Es gelten die Begriffsbe-
stimmungen und Messregeln der im
Verkehrsblatt im Benehmen mit den zu-
ständigen obersten Landesbehörden
dazu bekannt gemachten Technischen
Anforderungen.

(5) Es ist nur ein äußerer
Zustandsanzeiger zulässig, dieser darf
eine senkrecht gemessene Lichtstärke
von 0,1 Candela und eine sichtbar
leuchtende Fläche von 6 cm2 nicht
überschreiten. […]

Zustandsanzeiger müssen während der
Fahrt deaktiviert bleiben.

Begründung: Der TÜV-Verband empfiehlt
eine Ergänzung des § 5 (5) der
vorliegenden Verordnung.
Kfz nach dieser Verordnung mit 3
Zustandsanzeigern, Lenkstange mittig
40cm hoch, 1mm breit und zwei
Unterbodenbeleuchtungen ohne
„sichtbare“ leuchtende Fläche gem. UN-
Regelung Nr. 48 sollen besser nicht
zulässig sein. Und auch nicht während der
Fahrt leuchten.
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag & Begründung des
TÜV-Verbands

§ 6 § 6

Anforderungen an die Einrichtung für
Schallzeichen

Elektrokleinstfahrzeuge müssen mit
mindestens einer helltönenden Glocke, die
den Anforderungen des § 64a der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung entspricht,
ausgerüstet sein. Es dürfen auch andere

Einrichtungen für Schallzeichen angebracht
sein, die der Regelung Nr. 28 der Wirt-

schaftskommission der Vereinten Nationen
für Europa (UN/ECE) – Einheitliche Vor-

schriften für die Genehmigung der Vorrich-
tungen für Schallzeichen und der Kraftfahr-

zeuge hinsichtlich ihrer Schallzeichen (ABl. L
323 vom 6.12.2011, S. 33) – Teil II, für

Fahrzeugklasse L3 mit einer Leistung von
nicht mehr als 7 kW, sowie dem Anhang II

der delegierten Verordnung (EU) Nr. 3/2014
der Kommission vom 24. Oktober 2013 zur

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr.
168/2013 des Europäischen Parla- ments

und des Rates hinsichtlich der An-
forderungen an die funktionale Sicherheit von
Fahrzeugen für die Genehmigung von zwei-

oder dreirädrigen und vierrädrigen
Fahrzeugen entsprechen.

Anforderungen an die Einrichtung für
Schallzeichen

Elektrokleinstfahrzeuge müssen mit
mindestens einer helltönenden Glocke
ausgerüstet sein. Es dürfen auch andere

Einrichtungen für Schallzeichen angebracht
sein, die der Regelung Nr. 28 der Wirt-

schaftskommission der Vereinten Nationen
für Europa (UN/ECE) – Einheitliche Vor-

schriften für die Genehmigung der Vorrich-
tungen für Schallzeichen und der Kraftfahr-

zeuge hinsichtlich ihrer Schallzeichen (ABl. L
323 vom 6.12.2011, S. 33) – Teil II, für

Fahrzeugklasse L3 mit einer Leistung von
nicht mehr als 7 kW, sowie dem Anhang II

der delegierten Verordnung (EU) Nr. 3/2014
der Kommission vom 24. Oktober 2013 zur

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr.
168/2013 des Europäischen Parla-ments und
des Rates hinsichtlich der An-forderungen an
die funktionale Sicherheit von Fahrzeugen für

die Genehmigung von zwei- oder
dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen
entsprechen. Radlaufglocken, Sirenen

oder andere akustische Signalgeber und
akustische Fahrzeug-Warnsysteme, die

mit der Regelung Nr. 138 der
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§ 7 § 7

Sonstige Sicherheitsanforderungen Sonstige Sicherheitsanforderungen

Elektrokleinstfahrzeuge müssen Elektrokleinstfahrzeuge müssen

1. die Tests entsprechend den Prüfanfor-
derungen und Anforderungen an die
Fahrdynamik nach der Anlage zu die-
ser Verordnung erfüllen,

1. die Tests entsprechend den Prüfanfor-

derungen und Anforderungen an die
Fahrdynamik nach der Anlage 2 zu

dieser Verordnung erfüllen,
2. den Anforderungen der Regelung Nr.

10 der Wirtschaftskommission der Ver-
einten Nationen für Europa (UN/ECE)
– Einheitliche Bedingungen für die Ge-
nehmigung der Fahrzeuge hinsichtlich
der elektromagnetischen Verträglich-
keit (ABl. L 254 vom 20.9.2012, S. 1)
entsprechen,

2. den Anforderungen der UN-Regelung
Nr. 10 — Einheitliche Bedingungen
für die Genehmigung von Fahrzeu-
gen hinsichtlich der elektromagneti-
schen Verträglichkeit (ABl. L 302
vom 22.11.2022, S. 1) entsprechen,

3. den Maßnahmen zum Schutz vor Ma-
nipulation gemäß DIN EN 15194:2018-
11 entsprechen,

3. unverändert

4. einen wirksamen Schutz gegen das di-
rekte Berühren aller spannungsführen-
den Bauteile aufweisen,

4. unverändert

5. gegen unbeabsichtigtes Verstellen al-
ler Bedien- und Bauteile gesichert sein,

5. unverändert
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6. sowohl im Betriebszustand als auch im
gegebenenfalls abweichenden Trans-
portzustand so beschaffen und ausge-
rüstet sein, dass sie sicher sind, ihr
verkehrsüblicher Betrieb niemanden
schädigt oder mehr als unvermeidbar
gefährdet, behindert oder belästigt und
der Fahrer insbesondere bei Unfällen
vor Verletzungen möglichst geschützt
ist sowie das Ausmaß und die Folgen
von Verletzungen möglichst gering
bleiben,

6. unverändert

7. so beschaffen sein, dass sich das Be-
dienelement zur Steuerung der Motor-
leistung (zum Beispiel ein Drehgriff o-
der Knopf) innerhalb einer Sekunde
selbständig in Nullstellung zurückstellt,
wenn der Fahrer es loslässt. Abwei-
chend davon muss sich der Fahrzeug-
antrieb bei selbstbalancierenden Fahr-
zeugen innerhalb einer Sekunde auto-
matisch deaktivieren, wenn sich der
Fahrer nicht auf dem Fahrzeug befin-
det. Dazu müssen selbstbalancierende
Fahrzeuge mit einem System zur Zu-
standserkennung ausgerüstet sein, das
erkennt, ob sich der Fahrer auf dem
Fahrzeug befindet,

7. unverändert

8. so beschaffen sein, dass ihre Batterien
den Sicherheitsanforderungen des Ka-
pitels 4.2.3 der DIN EN 15194:2018-11
entsprechen,

8. so beschaffen sein, dass ihre Batterien
den Sicherheitsanforderungen der Ka-
pitel 6.1, 6.3, 6.4, 10 und 11 der DIN
EN 17128:2021-01 entsprechen,
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Bestandsrecht Referentenentwurf Änderungsvorschlag & Begründung des
TÜV-Verbands

9. so beschaffen sein, dass vorhandene
Standflächen aufgrund ihrer rutsch-
hemmenden Oberfläche ausreichend
Halt bieten.

9. so beschaffen sein, dass vorhandene
Standflächen aufgrund ihrer rutsch-
hemmenden Oberfläche ausreichend
Halt bieten,

10. bei nicht selbstbalancierenden Fahr-
zeugen bei Ausfall der Spannungs-
versorgung unabhängig von der
Spannungsversorgung bremsen o-
der mit einem Verzögerungswert
von mindestens 1,54 m/s2 zum Still-
stand abbremsen können,
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11. bei einspurigen Fahrzeugen mit ei-
nem Ständer ausgerüstet sein, bei
dem die Prüfverfahren und Anforde-
rungen des Anhang XVI der dele-
gierten Verordnung (EU) Nr. 44/2014
der Kommission vom 21. November
2013 zur Ergänzung der Verordnung
(EU) Nr. 168/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates hinsicht-
lich der Anforderungen an die Bau-
weise von Fahrzeugen und der all-
gemeinen Anforderungen im Zu-
sammenhang mit der Typgenehmi-
gung von zwei-, drei- und vierrädri-
gen Fahrzeugen (ABl. L 25 vom
28.1.2014, S. 1), die zuletzt durch die
delegierte Verordnung (EU)
2018/295 (ABl. L 56 vom 28.2.2018,
S. 1) geändert wurde, in der jeweils
geltenden Fassung, durchzuführen
und zu überprüfen sind. Bei der Ta-
belle 14-1 kommen die Werte für ein
Kleinkraftrad zur Anwendung.

§ 9 § 9

Anwendung der Stra1enverkehrs-Ord-
nung

Anwendung der Stra1enverkehrs-Ord-
nung

Wer ein Elektrokleinstfahrzeug im Stra-
l3enverkehr führt, unterliegt den Vorschrif-
ten der Stral3enverkehrs-Ordnung nach
Mal3gabe der nachfolgenden §§ 10 bis 13.

entfällt
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Begründung des TÜV-Verbands

§ 10 § 10

Zulässige Verkehrsflächen Zulässige Verkehrsflächen

(1) Innerhalb geschlossener Ortschaf-
ten dürfen Elektrokleinstfahrzeuge nur bau-
lich angelegte Radwege, darunter auch ge-
meinsame Geh- und Radwege (Zeichen
240 der Anlage 2 zur Stral3enverkehrs-Ord-
nung) und die dem Radverkehr zugeteilte
Verkehrsfläche getrennter Rad- und Geh-
wege (Zeichen 241 der Anlage 2 zur Stra-
l3enverkehrs-Ordnung), sowie Radfahrstrei-
fen (Zeichen 237 in Verbindung mit Zei-
chen 295 der Anlage 2 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung) und Fahrradstral3en (Zei-
chen 244.1 der Anlage 2 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung) befahren. Wenn solche
nicht vorhanden sind, darf auf Fahrbahnen
oder in verkehrsberuhigten Bereichen (Zei-
chen 325.1 der Anlage 3 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung) gefahren werden. Anlage 3
laufende Nummer 22 Nummer 2 der Stra-
l3enverkehrs-Ordnung findet keine Anwen-
dung.

(1) entfällt
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(2) Aul3erhalb geschlossener Ort-
schaften dürfen Elektrokleinstfahrzeuge nur
baulich angelegte Radwege, darunter auch
gemeinsame Geh- und Radwege (Zeichen
240 der Anlage 2 zur Stral3enverkehrs-Ord-
nung) und die dem Radverkehr zugeteilte
Verkehrsfläche getrennter Rad- und Geh-
wege (Zeichen 241 der Anlage 2 zur Stra-
l3enverkehrs-Ordnung), sowie Radfahrstrei-
fen (Zeichen 237 in Verbindung mit Zei-
chen 295 der Anlage 2 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung), Fahrradstral3en (Zeichen
244.1 der Anlage 2 zur Stral3enverkehrs-
Ordnung) und Seitenstreifen befahren.
Wenn solche nicht vorhanden sind, darf auf
Fahrbahnen gefahren werden.

(2) entfällt

(3) Für das Befahren von anderen
Verkehrsflächen können die Straßenver-
kehrsbehörden abweichend von Absatz 1
und 2 Ausnahmen für bestimmte Einzelfälle
oder allgemein für bestimmte Antragsteller
zulassen. Eine allgemeine Zulassung von
Elektrokleinstfahrzeugen auf solchen Ver-
kehrsflächen kann durch Anordnung des
Zusatzzeichens

(3) entfällt
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des TÜV-Verbands

bekannt gegeben werden. entfällt.

§ 11 § 11

Allgemeine Verhaltensregeln Allgemeine Verhaltensregeln

(1) Wer ein Elektrokleinstfahrzeug
führt, muss einzeln hintereinander fahren,
darf sich nicht an fahrende Fahrzeuge an-
hängen und nicht freihändig fahren.

(1) entfällt

(2) Mit Elektrokleinstfahrzeugen darf
von dem Gebot, auf Fahrbahnen mit meh-
reren Fahrstreifen möglichst weit rechts zu
fahren, nicht abgewichen werden.

(2) entfällt

(3) Sind an einem Elektrokleinstfahr-
zeug keine Fahrtrichtungsanzeiger vorhan-
den, so muss wer ein Elektrokleinstfahr-
zeug führt, die Richtungsänderung so
rechtzeitig und deutlich durch Handzeichen
ankündigen, dass andere Verkehrsteilneh-
mer ihr Verhalten daran ausrichten können.

(3) entfällt
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(4) Wer ein Elektrokleinstfahrzeug auf
Radverkehrsflächen führt, muss auf den
Radverkehr Rücksicht nehmen und erfor-
derlichenfalls die Geschwindigkeit an den
Radverkehr anpassen. Wer ein Elektro-
kleinstfahrzeug führt, muss schnellerem
Radverkehr das Überholen ohne Behinde-
rung ermöglichen. Auf gemeinsamen Geh-
und Radwegen (Zeichen 240 der Anlage 2
zur Stral3enverkehrs-Ordnung) haben Ful3-
gänger Vorrang und dürfen weder behin-
dert noch gefährdet werden. Erforderli-
chenfalls muss die Geschwindigkeit an den
Ful3gängerverkehr angepasst werden.

(4) entfällt

(5) Für das Abstellen von Elektro-
kleinstfahrzeugen gelten die für Fahrräder
geltenden Parkvorschriften entsprechend.

(5) entfällt

§ 12 § 12

Besonderheiten bei angeordneten Ver-
kehrsverboten nach der Straßenver-

kehrs-Ordnung

Besonderheiten bei angeordneten Ver-
kehrsverboten nach der Straßenver-

kehrs-Ordnung

(1) Ist ein Verbot für Fahrzeuge aller
Art (Zeichen 250 der Anlage 2 zur Stral3en-
verkehrs-Ordnung) angeordnet, so dürfen
Elektrokleinstfahrzeuge dort geschoben
werden.

(1) entfällt
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(2) Ist ein Verbot für Kraftwagen (Zei-
chen 251 der Anlage 2 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung), ein Verbot für Krafträder
(Zeichen 255 der Anlage 2 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung), ein Verbot für Kraftfahr-
zeuge (Zeichen 260 der Anlage 2 zur Stra-
l3enverkehrs-Ordnung) oder ein Verbot der
Einfahrt (Zeichen 267 der Anlage 2 zur
Stral3enverkehrs-Ordnung) angeordnet, so
dürfen Elektrokleinstfahrzeuge dort nur fah-
ren oder einfahren, wenn dies durch das
Zusatzzeichen „Elektrokleinstfahrzeuge frei“
erlaubt ist.

(2) entfällt

(3) Ist ein Verbot für den Radverkehr
(Zeichen 254 der Anlage 2 zur Stral3enver-
kehrs-Ordnung) angeordnet, so gilt dies
auch für Elektrokleinstfahrzeuge.

(3) entfällt

§ 13 § 13

Lichtzeichen Lichtzeichen

Elektrokleinstfahrzeuge unterfallen der
Lichtzeichenregelung des § 37 Absatz 2
Nummer 5 und 6 der Stral3enverkehrs-
Ord-nung. Dabei kommt das Sinnbild
„Radver-kehr“ zur Anwendung.

entfällt

§ 14 § 14

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten
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Ordnungswidrig im Sinne des § 24
Ab- satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes
han-delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

unverändert

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 oder Ab-
satz 3 Satz 2 ein Elektrokleinstfahr-
zeug in Betrieb setzt,

1. unverändert

2. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2 eine dort
genannte Bestätigung oder Bescheini-
gung nicht oder nicht rechtzeitig aus-
händigt,

2. unverändert

12. entgegen § 2 Absatz 4 die Inbetrieb-
nahme anordnet oder zulässt,

3. u nverändert

4. entgegen § 8 eine Person befördert o-
der einen Anhänger betreibt,

4. unverändert

5. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 oder
Absatz 2 Satz 1 eine andere
Verkehrs-fläche befährt,

5. entfällt

6. entgegen § 11 Absatz 1 nicht richtig
fährt, sich an ein fahrendes Fahrzeug
anhängt oder freihändig fährt,

6. entfällt

7. entgegen § 11 Absatz 3 eine Rich-
tungsänderung nicht ankündigt,

7. entfällt
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Änderungsvorschlag & Begründung des
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8. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 schnel-
lerem Radverkehr das Überholen nicht
ermöglicht oder

8. entfällt

9. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 3 einen
Fußgänger behindert oder gefährdet.

9. entfällt

10. entgegen § 14a Absatz 3 vollziehba-
ren Auflagen nicht nachkommt, un-
ter denen eine Ausnahmegenehmi-
gung erteilt worden ist oder

11. gegen die Vorschrift des § 14a Ab-
satz 4 über die Mitführung oder Auf-
bewahrung sowie die Aushändigung
von Urkunden über Ausnahmege-
nehmigungen verstößt.

§ 14a

Ausnahmen für neue Techniken oder
neue Konzepte

(1) Ausnahmen für neue Techniken
oder neue Konzepte können genehmi-
gen
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1. die höheren Verwaltungsbehörden
in bestimmten Einzelfällen oder all-
gemein für bestimmte einzelne An-
tragsteller,

2. die zuständigen obersten Landesbe-
hörden oder die von ihnen bestimm-
ten oder nach Landesrecht zustän-
digen Stellen von allen Vorschriften
dieser Verordnung in bestimmten
Einzelfällen oder allgemein für be-
stimmte einzelne Antragsteller; so-
fern die Ausnahmen erhebliche Aus-
wirkungen auf das Gebiet anderer
Länder haben, ergeht die Entschei-
dung im Einvernehmen mit den zu-
ständigen Behörden dieser Länder,

3. das Bundesministerium für Digitales
und Verkehr von allen Vorschriften
dieser Verordnung, sofern nicht die
Landesbehörden nach den Num-
mern 1 und 2 zuständig sind – allge-
meine Ausnahmen ordnet es durch
Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates nach Anhö-
ren der zuständigen obersten Lan-
desbehörden an –,

4. das Kraftfahrt-Bundesamt mit Er-
mächtigung des Bundesministeri-
ums für Digitales und Verkehr bei
Erteilung oder in Ergänzung einer
Allgemeinen Betriebserlaubnis,
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5. das Kraftfahrt-Bundesamt für solche
Lagerfahrzeuge, für die durch In-
krafttreten neuer oder geänderter
Vorschriften die Allgemeine Be-
triebserlaubnis nicht mehr gilt. In
diesem Fall hat der Inhaber der All-
gemeinen Betriebserlaubnis beim
Kraftfahrt-Bundesamt einen Antrag
unter Beifügung folgender Angaben
zu stellen:

a) Nummer der Allgemeinen Be-
triebserlaubnis mit Angabe des
Typs und der betroffenen Aus-
führung(en),

b) genaue Beschreibung der Ab-
weichungen von den neuen o-
der geänderten Vorschriften,

c) Gründe, aus denen ersichtlich
ist, warum die Lagerfahrzeuge
die neuen oder geänderten Vor-
schriften nicht erfüllen können,

d) Anzahl der betroffenen Fahr-
zeuge mit Angabe der Fahrzeu-
gidentifizierungs-Nummern oder
-Bereiche, gegebenenfalls mit
Nennung der Typ- und/oder
Ausführungs-Schlüsselnum-
mern,
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e) Bestätigung, dass die Lager-
fahrzeuge die bis zum Inkrafttre-
ten der neuen oder geänderten
Vorschriften geltenden Vor-
schriften vollständig erfüllen,

f) Bestätigung, dass die unter
Buchstabe d aufgeführten Fahr-
zeuge sich in Deutschland oder
in einem dem Kraftfahrt-Bun-
desamt im Rahmen des Typge-
nehmigungsverfahrens benann-
ten Lager befinden.

(2) Der örtliche Geltungsbereich je-
der Ausnahme ist festzulegen.

(3) Die Genehmigung von Ausnah-
men von den Vorschriften dieser Ver-
ordnung kann mit Auflagen verbunden
werden; der Betroffene hat den Auflagen
nachzukommen.
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(4) Durch Verwaltungsakt für ein
Fahrzeug genehmigte Ausnahmen von
den Bau- oder Betriebsvorschriften sind
vom Fahrzeugführer durch eine Ur-
kunde nachzuweisen, die bei Fahrten
mitzuführen und zuständigen Personen
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändi-
gen ist.

(5) Die Landesregierungen werden
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass abweichend von Ab-
satz 1 Nummer 1 anstelle der höheren
Verwaltungsbehörden und abweichend
von Absatz 2 anstelle der obersten Stra-
ßenbaubehörden andere Behörden zu-
ständig sind. Sie können diese Ermäch-
tigung auf oberste Landesbehörden
übertragen.

§ 15 § 15

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen

(1) Genehmigungen, die bis zum Au-
ßerkrafttreten der Mobilitätshilfenverord-
nung vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 2097)
erteilt wurden, bleiben gültig. Genehmigun-
gen auf Basis der außer Kraft gesetzten
Mobilitätshilfenverordnung dürfen nicht ge-
ändert werden.

(1) unverändert
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(2) Für Elektrokleinstfahrzeuge, für die
eine gültige Genehmigung durch eine
Straßenverkehrsbehörde auf Grundlage
anderer Vorschriften erteilt wurde und die
den Anforderungen dieser Verordnung ent-
sprechen, sind die Vorschriften dieser Ver-
ordnung nach ihrem Inkrafttreten maßgeb-
lich.

(2) unverändert

(3) Versicherungskennzeichen, die
auf Grundlage der Mobilitätshilfenverord-
nung vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 2097)
erteilt wurden, bleiben für das jeweilige
Verkehrsjahr gültig.

(3) Für Elektrokleinstfahrzeuge, die
vor dem 1. Januar 2027 erstmals in den
Verkehr gekommen sind, kann der § 4,
§ 5 Absatz 4 Satz 1 und § 7 in der vor
dem 1. April 2025 geltenden Fassung
weiter angewendet werden.

(4) Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur überprüft die
vorliegende Verordnung hinsichtlich ihrer
Wirksamkeit, Zielsetzung und Auswirkun-
gen auf die Verkehrssicherheit, basierend
insbesondere auf den Ergebnissen einer
wissenschaftlichen Begleitung. Auf der
Grundlage dieser Evaluierung wird das
Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur gegebenenfalls bis zum 1.
September 2023 einen Vorschlag für die
Änderung dieser Verordnung vorlegen.

(4) entfällt

Anlage 1

(zu § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3)
Fahrzeug-Identifizierungsnummer

und Fabrikschild
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1. Allgemeine Anforderungen an die
Fahrzeugkennzeichnung

1.1 Allgemeine Anforderungen

1.1.1 Jedes Fahrzeug ist mit einem
Fabrikschild und einer Fahrzeug-
Identifizierungsnummer (FIN)
auszu-statten, die in dieser Anlage
be-schrieben werden. Das Schild
und die FIN sind vom Hersteller des
Fahrzeugs anzubringen.

1.1.2 Das vorgeschriebene Fabrik-
schild entspricht einer der folgen-
den Möglichkeiten:

a) einer rechteckigen Metalltafel oder

b) einem rechteckigen selbstkleben-
den Etikett.

b) einem rechteckigen selbstkleben-
den Etikett oder

 c) in den Fahrzeugrahmen
eingebrachte (Laser-)Gravur.

Begründung: Bisher sind auch gravierte
Schilder zulässig und gängig, da diese
ein Maximum an
Manipulationssicherheit bieten.

1.1.3 Metallschilder sind zu vernieten
oder in vergleichbarer Weise zu
be-festigen.
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1.1.4 Etiketten müssen manipulations-
und fälschungssicher sowie so be-
schaffen sein, dass sie nicht unbe-
schädigt entfernt werden können.

Etiketten müssen dauerhaft angebracht
werden, manipulations- und
fälschungssicher sowie so beschaffen
sein, dass sie nicht unbeschädigt
entfernt werden können.

Begründung: Wir empfehlen die Ergänzung
der Nr. 1.1.4 der Anlage 1 entsprechend der
diesbezüglichen Empfehlungen des
Kraftfahrt-Bundesamts.

1.2 Schriftzeichen

1.2.1 Für die Aufschriften sind alpha-
numerische Zeichen (lateinische
Buchstaben oder arabische Ziffern)
zu verwenden.

1.2.2 Zusätzlich dürfen für den Herstel-
lernamen des Fahrzeugs folgende
Symbole/Zeichen verwendet wer-
den: „*“ (Sternchen-Symbol), „&“
(und-Zeichen), „-“ (Bindestrich oder
Minus-Zeichen) und „'“ (Apostroph-
Zeichen).

1.3 Mindesthöhe von Buchstaben und
Zeichen
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1.3.1 Direkt auf dem Fahrgestell, Rah-
men oder einem ähnlichen Fahr-
zeugteil angebrachte Zeichen
müs-sen eine Mindesthöhe von 4,0
mm aufweisen.

1.3.2 Auf dem Fabrikschild ange-
brachte Zeichen müssen eine Min-
desthöhe von 2,0 mm aufweisen.

2. Fabrikschild

2.1 Ein Fabrikschild wird an einer gut
sichtbaren und leicht zugänglichen
Stelle fest an einem Teil auf der
rechten Seite des Fahrzeugs ange-
bracht, bei dem es unwahrschein-
lich ist, dass es bei normaler Ver-
wendung, regelmäßiger Instandhal-
tung oder Reparatur (z. B. aufgrund
von Unfallschäden) ersetzt wird.
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2.1.1 Die Angaben auf dem Schild
müssen deutlich lesbar und dauer-
haft sein und die nachstehenden In-
formationen in der unten stehenden
Reihenfolge und möglichst auf der-
selben Zeile enthalten:

Wir empfehlen eine Überarbeitung der
Angaben auf dem Schild gemäß der
nachfolgenden Strukturierung.

Begründung: Der Fahrzeugtyp kann nicht
immer das Wort „Elektrokleinstfahrzeug“
sein, den Typ legt der Fahrzeughersteller
fest. Die nachfolgend vorgeschlagene
Strukturierung folgt den Festlegungen, die
bereits vom Kraftfahrt-Bundesamt
beschlossen wurden.

a) Hersteller des Fahrzeugs; a) Elektrokleinstfahrzeug;

b) als Fahrzeugtyp muss auf dem Fab-
rikschild „Elektrokleinstfahrzeug“
angegeben sein;

b) Hersteller des Fahrzeugs;

c) Baujahr; c)  Typ des Elektrokleinstfahrzeuges

c) Fahrzeug-Identifizierungsnummer;
diese besteht aus einer strukturier-
ten Zeichenkombination gemäß den
Anforderungen in Abschnitt 3 dieser
Anlage;

d) Baujahr;

e) bauartbedingte Höchstgeschwindig-
keit;

e)  Fahrzeug-Identifizierungsnummer;
diese besteht aus einer strukturierten
Zeichenkombination gemäß den
Anforderungen in Abschnitt 3 dieser
Anlage;
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f) Genehmigungsnummer der Allge-
meinen Betriebserlaubnis oder der
Einzelbetriebserlaubnis für das
Fahrzeug.

f) bauartbedingte
Höchstgeschwindigkeit;

g) Genehmigungsnummer der Allge-
meinen Betriebserlaubnis oder der
Einzelbetriebserlaubnis für das
Fahrzeug.

2.1.2 Der Hersteller kann unter oder
seitlich des Fabrikschilds zusätzli-
che Angaben machen, die
außerhalb eines deutlich markierten
Rechtecks liegen müssen, in dem
sich aus-schließlich die in dem
Abschnitt 2.1.1 vorgeschriebenen
Angaben befinden.

3. Fahrzeug-Identifizierungsnummer
(FIN)

3.1 Allgemeine Anforderungen
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3.1.1 An jedem Fahrzeug ist eine
FIN anzubringen.

3.1.2 Die FIN ist einmalig und zweifels-
frei einem bestimmten Fahrzeug zu-
zuweisen.

3.1.3 Die FIN ist auf dem Fabrikschild
sowie auf dem Fahrgestell, Rahmen
oder einem ähnlichen Fahrzeugteil
anzubringen, wenn das Fahrzeug
die Fertigungsstraße verlässt.

3.1.4 Sie muss direkt auf einen leicht
zugänglichen Teil auf der rechten
Seite des Fahrzeugs so
eingeschla-gen, gestanzt, geätzt
oder lasergra-viert werden, dass
keine Löschung, Änderung oder
Entfernung möglich ist.

Sie muss direkt auf einen leicht
zugänglichen Teil auf der rechten Seite
des Fahrzeugs so eingeschlagen,
gestanzt, geätzt oder lasergraviert
werden, dass sie an der
Anbringungsstelle nicht verwischt oder
beschädigt werden kann.
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Begründung: Wir empfehlen eine
Änderung der Formulierung in Ziffer 3.1.4
der Anlage 1 gemäß den Anforderungen
der Verordnung (EU) 901/2014/V für L-
Fahrzeuge. Eine Entfernung ist bei allen
Fahrzeugen immer möglich. Es ist nur
eine Frage wie tief die FIN z.B.
herausgeschliffen werden muss.

3.1.5 Der Hersteller muss die Rückver-
folgbarkeit des Fahrzeugs mithilfe
der FIN über einen Zeitraum von 30
Jahren sicherstellen.

3.1.6 Zum Zeitpunkt der Typgenehmi-
gung muss nicht geprüft werden, ob
der Hersteller Maßnahmen getroffen
hat, um die Rückverfolgbarkeit des
Fahrzeugs gemäß Nummer 3.1.5 si-
cherzustellen.

3.2 Zusammensetzung der FIN

3.2.1 Die FIN setzt sich aus dem fol-
genden drei Gruppen zusammen:

a) Welt-Hersteller-Code (WMI — world
manufacturer identification);

b) fahrzeugbeschreibender Teil (VDS
— vehicle descriptor section);

c) fahrzeugunterscheidender Teil (VIS
— vehicle indicator section).



Anlage 1 Kommentierung der eKFV | TÜV-Verband

40

3.2.2 Die erste Gruppe, WMI, muss aus
einem Code bestehen, der dem
Fahrzeughersteller zugeteilt wird,
damit er identifiziert werden kann.

3.2.2.1 Der Code muss aus drei alphanu-
merischen Zeichen bestehen, die
dem Hersteller von der zuständigen
Behörde des Landes zugeteilt wer-
den, in dem er seinen Hauptge-
schäftssitz hat.

3.2.2.2 Die zuständige Behörde muss
sich dabei nach dem internationalen
System gemäß der ISO 3780:2009104)
richten.

3.2.2.3 Wenn der Hersteller weltweit
jähr-lich weniger als 150 Fahrzeuge
her-stellt, muss das dritte Zeichen
im-mer eine „9“ sein. Zur Identifizie-
rung solcher Hersteller vergibt die
zuständige Behörde nach Nummer
3.2.2.2 das 3., 4. und 5. Zeichen der
VIS.

3.2.2.4 Wenn der Hersteller über keine
WMI verfügt, wird auf die erste
Gruppe verzichtet und die FIN be-
steht dann aus 14 Stellen. Zur Iden-
tifizierung solcher Hersteller wird
für das 3., 4., 5. und 6. Zeichen der
VDS die nationale Herstellerschlüs-
selnummer verwendet.
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3.2.2.5 Wenn das Fahrzeug über keine
Fahrzeug-Identifizierungsnummer
verfügt und für das Fahrzeug eine
Einzelbetriebserlaubnis erteilt wer-
den soll, so ist die Fahrzeug-Identifi-
zierungsnummer von der zuständi-
gen Genehmigungsbehörde zu ver-
geben.

3.2.3 Die VDS-Nummer muss aus 6 al-
phanumerischen Zeichen bestehen,
die die allgemeinen Fahrzeugmerk-
male angeben. Nutzt der Hersteller
eines oder mehrere dieser Zeichen
nicht, ist der Zwischenraum nach
Wahl des Herstellers mit alphanu-
merischen Zeichen aufzufüllen, da-
mit die gesetzlich vorgeschriebenen
sechs Stellen erreicht werden.

4 Die Norm „ISO 3780:2009-10 Straßenfahrzeuge - Weltherstellerkennung (WMI)-Code“ ist beim Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen.
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3.2.4 Die VIS-Nummer muss aus acht
alphanumerischen Zeichen beste-
hen, von denen die letzten vier Zif-
fern sein müssen.
Diese Gruppe muss in Verbindung
mit WMI und VDS eine eindeutige
Identifizierung eines bestimmten
Fahrzeugs ermöglichen. An allen
ungenutzten Stellen ist die Ziffer „0“
einzusetzen, damit die vorgeschrie-
benen 8 Stellen erreicht werden.

3.2.5 Die VDS- und die VIS-Nummer
müssen den Anforderungen der ISO
3779: 2009-105) entsprechen.

3.2.6 Zwischen den Zeichen dürfen
keine Zwischenräume sein.

3.2.7 Die Verwendung der Buchstaben
„I“, „O“ und „Q“ ist nicht zulässig.

3.2.8 Nach Möglichkeit ist die FIN auf
einer einzigen Zeile darzustellen.
Besteht die FIN aus zwei Zeilen,
müssen der Anfang und das Ende
der FIN durch ein vom Hersteller
ge-wähltes Zeichen, das weder ein
rö-mischer Großbuchstabe noch
eine arabische Ziffer sein darf,
begrenzt sein.
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4. Rahmentausch, -ersetzung oder -
wiederverwendung

4.1 Wird nach dem Austausch des Rah-
mens oder des ihn ersetzenden
Teils der ausgebaute Rahmen oder
Teil wiederverwendet, so ist

4.1.1 die eingeschlagene oder einge-
prägte Fahrzeug-Identifizierungs-
nummer dauerhaft so zu durchkreu-
zen, dass sie lesbar bleibt,

4.1.2 die Fahrzeug-Identifizierungs-
nummer des Fahrzeugs, an dem der
Rahmen oder Teil wiederverwendet
wird, neben der durchkreuzten Num-
mer einzuschlagen oder einzuprä-
gen und

5 Die Norm „ISO 3779:2009-10 Straßenfahrzeuge - Fahrzeugidentifizierungsnummer (VIN) - Inhalt und Auf-bau“ ist beim Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen.
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4.1.3 die durchkreuzte Nummer der
Genehmigungsbehörde zum Ver-
merk auf der Datenbestätigung oder
Bescheinigung über die Einzelbe-
triebserlaubnis des Fahrzeugs zu
vermerken, an dem der Rahmen o-
der Teil wiederverwendet wird.

4.2 4.1.3 ist entsprechend anzuwenden,
wenn nach dem Austausch die Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer in ei-
nen Rahmen oder einen ihn erset-
zenden Teil eingeschlagen oder ein-
geprägt wird, der noch keine Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer trägt.“

Anlage Anlage 2

(zu § 7 Nummer 1)
Prüfanforderungen und Anforde-

rungen an die Fahrdynamik

(zu § 7 Nummer 1)
Prüfanforderungen und Anforde-

rungen an die Fahrdynamik
(Fundste!!e: BGB!. I 2019, 761 - 763) (Fundste!!e: BGB!. I 2019, 761 - 763)

1. Allgemeine Prüfbedingungen 1. Allgemeine Prüfbedingungen
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1.1 Die Prüfungen sind auf einer Fahrbahn
mit ebener, trockener und griffiger Be-
ton- oder Asphaltoberfläche durchzu-
führen. In Längsrichtung darf die Prüf-
strecke keine grö1ere Steigung als 1
% und keine grö1ere Schrägneigung
als 3 % aufweisen.

1.1 unverändert

1.2 Die Umgebungstemperatur muss
zwi- schen 0 °C und 45 °C liegen.

1.2 unverändert

1.3 Die Prüfungen dürfen nur stattfinden,
wenn die Ergebnisse nicht vom Wind
beeinflusst werden.

1.3 unverändert

1.4 Bei den Prüfungen muss der Akkulade-
stand des Fahrzeugs mindestens 75 %
betragen.

1.4 unverändert

1.5 Bei Luftreifen ist vor den Prüfungen der
vom Hersteller für den normalen Be-
trieb vorgesehene Fülldruck einzustel-
len.

1.5 unverändert

1.6 Die Masse des Fahrzeugs muss
der Masse in fahrbereitem Zustand
ent-sprechen.

1.6 unverändert
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1.7 Bei den Prüfungen ist ein Fahrer mit ei-
ner Masse von 70 kg bis 100 kg vorzu-
sehen.

1.7 Die Prüfungen sind mit dem zulässi-
gen Gesamtgewicht des Fahrzeuges
durchzuführen.

2. Prüfverfahren 2. Prüfverfahren

2.1 Bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 2.1 Bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit

2.1.1 Zur Ermittlung der bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit muss das zu
prüfende Fahrzeug über eine Strecke
von mindestens 50 m mit maximaler
Antriebsleistung gefahren werden. Da-
bei ist die gefahrene Höchstgeschwin-
digkeit zu ermitteln. Die Prüfung ist im
Anschluss in die entgegengesetzte
Richtung der Strecke zu wiederholen.

2.1.1 unverändert

2.1.2 Die Höchstgeschwindigkeit des
Fahrzeugs wird in km/h durch eine
ganze Zahl ausgedrückt, die dem
arith-metischen Mittel der bei zwei
aufeinan-derfolgenden Prüfungen in
jeweils bei-den Fahrtrichtungen
ermittelten Ge-schwindigkeitswerte,
die nicht mehr als 10 % voneinander
abweichen dürfen, am nächsten
kommt. Liegt das arith-metische Mittel
genau in der Mitte zwi-schen zwei
ganzen Zahlen, so wird aufgerundet.

2.1.2 u nverände rt
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2.1.3 Die bei den Prüfungen ermittelte
Höchstgeschwindigkeit darf von der
angegebenen bauartbedingten
Höchst-geschwindigkeit nicht mehr als
10 % abweichen.

2.1.3 unverändert

2.1.4 Wenn das Elektrokleinstfahrzeug
über einen eigenen Geschwindigkeits-
messer mit Anzeige verfügt, so kann
dieser hierbei auf seine Genauigkeit
der Anzeige überprüft werden. Wenn
er eine Genauigkeit von maximal 10 %
Toleranz nach oben und 0 % nach un-
ten aufweist, kann dieser fahrzeugei-
gene Geschwindigkeitsmesser für alle
weiteren Fahrtests verwendet werden,
bei denen die Fahrzeuggeschwindig-
keit relevant ist.

2.1.4 unverändert

2.2 Verzögerung 2.2 Verzögerung
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2.2.1 Das Fahrzeug wird auf der Prüfstre-
cke mit der bauartbedingten Höchstge-
schwindigkeit geradeaus gefahren. An
einem festgelegten Punkt wird mit allen
Verzögerungseinrichtungen gleichzei-
tig schnellstmöglich bis zum Stillstand
maximal verzögert, solange dies ohne
Sturzgefährdung (z. B. durch ein blo-
ckierendes Vorderrad bei Einspurfahr-
zeugen) möglich ist. Bei Sturzgefähr-
dung muss die aufgebrachte Brems-
kraft entsprechend reduziert werden,
damit das Fahrzeug während des
Bremsvorgangs sturzfrei beherrschbar
bleibt.

2.2.1 unverändert

2.2.2 Der benötigte Anhalteweg wird auf
zwei Nachkommastellen in Metern
ge-messen.

2.2.2 unverändert

2.2.3 Die Messung ist in mindestens fünf
aufeinanderfolgenden Prüfungen zu
wiederholen.

2.2.3 unverändert

2.2.4 Mit der nachfolgenden Formel wird
die erreichte Durchschnittsverzögerung
berechnet. Die Verzögerung des Fahr-
zeugs wird in m/s2 durch eine Dezimal-
zahl mit einer Nachkommastelle aus-
gedrückt.

2.2.4 unverändert
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Der Wert für die jeweilige Verzögerung
wird auf die erste Stelle nach dem
Komma gerundet.

u n ve rä n d e rt

2.2.5 Zur Überprüfung der Mindestverzö-
gerung bei Ausfall einer Bremseinrich-
tung wird:

2.2.5 unverändert

a) bei unabhängig voneinander be-
dienbaren Bremsen der obige
Fahrversuch wiederholt, jedoch mit
dem Unterschied, dass jeweils nur
eine Bremse jeweils in min-
destens drei aufeinanderfolgenden
Prüfungen betätigt wird;

a) unverändert

b) bei kombinierten Bremseinrichtun-
gen je eine der Bremsen geeignet
außer Funktion gesetzt und der
obige Fahrversuch wiederholt.

b) unverändert

2.2.6 Die Messungen werden unter
Nassbedingungen wiederholt.

2.3 Fahrdynamik 2.3 unverändert
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2.3.1 Ergänzend zu Nummer 1.1 muss
die Fahrbahn für die Fahrdynamikprü-
fungen jeweils die in den nachfolgen-
den Prüfungen beschriebenen Fahr-
bahnelemente aufweisen.

2.3.1 unverändert

2.3.2 In den Prüfungen sind die Fahrbah-
nelemente jeweils mit der bauartbe-
dingten Höchstgeschwindigkeit und mit
einer Geschwindigkeit von 8±2 km/h
zu befahren. Zusätzlich sind die
Fahrbah-nelemente bei den Prüfungen
1 und 2 (je nur an den Auffahrstufen)
und 4 (mit direktem Kontakt des in
Fahrtrich-tung vorderen Rades an die
Auffahr-stufe/Bordsteinkante) jeweils
aus dem Stillstand anzufahren.

2.3.2 unverändert

2.3.3 Das Fahrzeug muss bei jeder Prü-
fung das jeweilige Fahrbahnelement
vollständig überfahren und dabei jeder-
zeit für den Fahrenden beherrschbar
bleiben. Die vom Fahrenden ge-
wünschte Fahrtrichtung muss beibe-
halten werden, wobei eine maximale
Abweichung zwischen der Soll- und
der Ist-Trajektorie von 20 Grad zuläs-
sig ist. Selbstbalancierende Fahrzeuge
müssen während den Prüfungen die
Balance einhalten und dürfen insbe-
sondere nicht plötzlich die Selbstbalan-
cefunktion deaktivieren.

2.3.3 unverändert

2.3.4 Prüfung 1 (Vertiefung) 2.3.4 unverändert
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2.3.4.1 Aufbau des Fahrbahnelements: 2.3.4.1 unverändert

Eine Vertiefung zur Fahrebene mit den
Maßen von mindestens 100 cm x 100
cm x 5 cm (L x B x H) mit senkrechten
Wänden und einer Ausfahrrampe im
Winkel von 45 Grad.

unverändert

2.3.4.2 Mit dem zu prüfenden Fahrzeug ist
die Vertiefung gerade über die Kante
in Richtung Rampe parallel zur einge-
zeichneten Fahrtrichtung zu durchfah-
ren. Bei einem mehrspurigen zu prü-
fenden Fahrzeug ist die Versuchsfahrt
zusätzlich mit nur einer Spur durch die
Vertiefung zu wiederholen.

2.3.4.2 unverändert

2.3.5 Prüfung 2 (Ab- und Auffahrstufe) 2.3.5 unverändert

2.3.5.1 Aufbau des Fahrbahnelements: 2.3.5.1 unverändert

Eine Ab- und Auffahrstufe mit 2 cm
Hö- hendifferenz zur Fahrebene
(Größe 100 cm x 100 cm).

unverändert
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2.3.5.2 Mit dem zu prüfenden Fahrzeug ist
die Vertiefung gerade über die Kante in
Richtung Auffahrstufe parallel zur ein-
gezeichneten Fahrtrichtung zu durch-
fahren. Bei einem mehrspurigen zu
prüfenden Fahrzeug ist die Versuchs-
fahrt zusätzlich mit nur einer Spur
durch die Vertiefung zu wiederholen.

2.3.5.2 unverändert

2.3.6 Prüfung 3 (Einseitige Absenkung) 2.3.6 unverändert

2.3.6.1 Aufbau des Fahrbahnelements: 2.3.6.1 unverändert

Eine Wegstrecke, auf der die Fahr-
ebene in Fahrtrichtung linksseitig auf
einer Länge von 100 cm um 10 cm ab-
fällt bzw. rechtsseitig ansteigt (einsei-
tige Absenkung bzw. Auffahrt).

u nve rä ndert

2.3.6.2 Mit dem zu prüfenden Fahrzeug ist
die einseitig abfallende Wegstrecke
ab- und aufwärts parallel zur einge-
zeichneten Fahrtrichtung zu befahren.
Das Kantenprofil des Fahrbahnele-
ments mit einer Höhe von 10 cm muss
dabei nicht überfahren werden.

2.3.6.2 unverändert

2.3.7 Prüfung 4 (Bordsteinprofil) 2.3.7 unverändert
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Eine Bordsteinkante mit Profil wie in
Bild 4 dargestellt und einem Höhenun-
terschied zwischen Fahrbahnniveau
und Bordsteinoberkante von 3 cm.

unverändert

2.3.7.2 Mit dem zu prüfenden Fahrzeug ist
die Bordsteinkante aufwärts unter ei-
nem Winkel von 90 Grad und unter
ei- nem Winkel von 45 Grad zu
überfah- ren.

2.3.7.2 Mit dem zu prüfenden Fahrzeug ist
die Bordsteinkante aufwärts und ab-
wärts unter einem Winkel von 90
Grad und unter einem Winkel von 45
Grad zu überfahren.

2.4 Antriebsdeaktivierung 2.4 un ve rä n d e rt

2.4.1 Das Fahrzeug wird auf der Prüfstre-
cke mit Schrittgeschwindigkeit gefah-
ren. Die fahrende Person steigt bei
die-ser Geschwindigkeit gezielt vom
Fahr-zeug ab und nimmt die Hände
von der Lenk- oder Haltestange.

2.4.1 unverändert

2.4.2 Es muss erkennbar sein, dass der
Fahrzeugantrieb innerhalb von 1,0 s
nach dem Absteigen automatisch de-
aktiviert wird und das Fahrzeug nicht
motorisch betrieben weiter- oder los-
rollt.

2.4.2 unverändert

2.4.3 Bei selbstbalancierenden Fahrzeu-
gen wird zusätzlich folgender Test
durchgeführt:

2.4.3 unverändert
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2.4.3.1 Der Prüfer steht neben dem Fahr-
zeug und schaltet das Fahrzeug in den
fahrbereiten Zustand. Dann nimmt der
Prüfer die Hände vom Fahrzeug und
lässt es los.

2.4.3.1 unverändert

2.4.3.2 Der Fahrzeugantrieb darf nicht
akti- viert werden und das Fahrzeug
darf nicht losfahren.

2.4.3.2 unverändert




